N i e d e r s c h r i f t 

über die Sitzung der Ratsversammlung am 16./17. Dezember 1993 Öffentliche Sitzung

Beginn: 16. Dezember 1993, 09.18 Uhr      Ende: 17. Dezember 1993, 15.02 Uhr Sitzungsunterbrechung:  16. Dezember 1993:



12.15 Uhr bis 13.51 Uhr



15.28 Uhr bis 16.00 Uhr

17.55 Uhr bis 17. Dezember 1993, 09.05 Uhr 

17. Dezember 1993:

12.50 Uhr bis 14.05 Uhr

Vorsitz:

Stellv. Stadtpräsident Dr. Reimers



Stellv. Stadtpräsident Biallowons

1. Schriftführer/in:
Frau Schalow



Herr Kühlmorgen

2. Schriftführer/in:
Frau Bashir-Fuchs



Herr Malonn

Ratsmitglieder:

Frau Bashir-Fuchs, Herr Biallowons, Herr Breitkopf,



Herr Diekelmann, Herr Diesel, Herr Diester, 

Herr Finger, Herr Gebhardt, Frau Goergens-Busch, Herr Dr. Graner, Herr Dr. Haass, Frau Helmig, 

Frau Jöhnk, Herr Kaiser, Frau Krabbenhöft, Frau Kühl, Herr Kühlmorgen, Frau Lebert, Frau Lentz, 

Frau Lindner, Herr Löwner, Herr Malonn, Herr Möller, Herr Moriz, Frau Nitschke-Frank, Frau Pahnke, 



Frau Pfitzner, Herr Plath, Herr Raupach, 



Herr Dr. Reimers, Frau Reyer, Herr Rogacki, 

Frau Schalow, Frau Schattke, Herr Schmidt-Brodersen, Frau Schuckenböhmer, Herr Schultz, Frau Siebke, Herr Silz, Herr Stein, Herr Tschorn, 

Herr Tovar, Herr Voigt, Herr Witt, Herr Wunder, Frau Halbe, Herr Jaehnike, Frau Jöhnck, Herr Tank

Es haben sich

Frau Georgens-Busch, Frau Jöhnck, Herr Dr. Graner

entschuldigt:

(ab 12.00 Uhr) Frau Nitschke-Frank, Frau Reyer,

Herr Schmidt-Brodersen

Es kommen später:
Herr Möller (ca. 17.00 Uhr)

Hauptamtliche

Magistratsmitglieder:
Oberbürgermeister Dr. Kelling,

Stadtbaurat Dr. Flagge, Stadtrat Dr. Kirschnick, Stadtrat Schirmer, Stadtrat Schroedter, Stadtschulrat Zimmer

Es haben sich

entschuldigt:

Stadtrat Schirmer

Außerdem sind anwesend: 
Mitglieder der Ortsbeiräte, Amtsleiter/innen und weitere Mitarbeiter/innen der Landeshauptstadt Kiel

Diese Niederschrift
Herr Thode (Amt für Bürgerangelegenheiten und

hat gefertigt:

          Zentrale Dienste)

1. Eröffnung der Sitzung und Feststellung der Beschlußfähigkeit 

   1. Stellv. Stadtpräsident Dr.   R e i m e r s   (CDU) eröffnet die Sitzung


und begrüßt die Anwesenden.

Er teilt mit, daß sich 5 Ratsmitglieder entschudligt haben und eines später

kommen wird, so daß zu Beginn 43 Mitglieder der Ratsversammlung anwesend


sein müßten.

1. Stellv. Stadtpräsident Dr.   R e i m e r s   (CDU) stellt die Beschlußfähigkeit fest.

2. Verpflichtung eines neuen Ratsmitgliedes

1. Stellv. Stadtpräsident Dr.   R e i m e r s   (CDU) berichtet, Ratsherr Reimer Tewes gehörte 1990 der Kieler Ratsversammlung an und hatte seine Ar​beitsschwerpunkte im Vergabeausschuß, Wirtschaftsausschuß, Bauausschuß und im Aufsichtsrat der VVK.

Zur Nachfolge hat der Oberbürgermeiser als Gemeindewahlleiter mit Schreiben


vom 6. Dezember 1993 mitgeteilt:

"Als Nachfolger für den ausgeschiedenen Ratsherrn Reimer Tewes habe ich den in der Liste der Christlich Demokratischen Union Deutschlands unter lfd. Nr. 22 aufgeführten






Herrn Jörn Jaehnike,

Holtenauer Str. 135, 24118 Kiel,


festgestellt."

Herr Jahnike hat mit Schreiben vom 13. Dezember 1993 mitgeteilt, daß er die


Wahl annimmt. Er ist seit diesem Tag Mitglied der Ratsversammlung.

1. Stellv. Stadtpräsident Dr.   R e i m e r s   (CDU) begrüßt Ratsherrn Jahnike und verpflichtet ihn durch Handschlag nach § 33 Abs. 5 der Gemein​deordnung für Schleswig-Holstein auf die gewissenhafte Erfüllung seiner Ob​liegenheiten und führt ihn in seine Tätigkeit ein.

3. Genehmigung der Tagesordnung 

1. Stellv. Stadtpräsident   Dr.   R e i m e r s   (CDU) stellt fest, daß

die Tagesordnung rechtzeitig - 7 Tage vorher - zugestellt worden ist. Weiteres Beratungsmaterial und die dazugehörigen Nachtrags-Tagesordnungen sind


- mit einer Zusammenstellung vom 13. Dezember 1993 nachgeschickt


und

- mit einer weiteren Zusammenstellung zur Sitzung auf den Tisch gelegt



worden.


Die Zusammenstellungen sind diesem Tagesordnungspunkt nachgeheftet.

Außerhalb der Zusammenstellung sind der Veränderungsnachweis zum Haushalt in der Fassung der Magistratsbeschlußfassung vom 15. Dezmeber 1993 sowie ein Antrag der SPD-Ratsfraktion "Haushalt 1994" auf den Tisch gelegt wor​den.


Änderung zur Tagesordnung


Stadtrat Schmidt-Brodersen hat den Tagesordnungspunkt

23. Überplanmäßige Ausgabe für den Kauf oder für das           - Drs. 792 -




Leasen eines LKW


zurückgezogen.

Auf Antrag von Ratsherrn Voigt wird im Einvernehmen mit dem Ältestenrat


der Punkt


9. a) Entwicklung der Stadtwerke Kiel als
- Drs. 676 




Energieleistungsunternehmen


bis zur Januar-Sitzung der Ratsversammlung zurückgestellt.


Änderungen aus dem Magistrat:


6. c) Nutzung der ehemaligen Enkingschule
- Drs. 329 -




- Zurückgestellt -


6. h) Satzung der Landeshauptstadt Kiel über die
- Drs. 814 -




Erhebung einer Getränkesteuer und dazugehörige




Satzungen




- Vertagt -


26. Überplanung des Hafenvorfeldes im Olympiahafen
- Drs. 800 -



- Nach Beratung im Magistrat einvernehmlich erledigt -


17. 2. Nachtragsbewirtschaftungsplan 1992/93 der
- Drs. 812 -





Bühnen der Landeshauptstadt Kiel





- Vom Dezernenten zurückgezogen -


Diese Punkte stehen damit nicht zur Beratung an.


Der Punkt 10. Konzept zur Förderung des Führungs-
- Drs. 785 -


kräftenachwuchses der Landeshauptstadt Kiel

wird auf Empfehlung des Ältestenrates und des Rechtsamtes unter Tagesord​nungspunkt 6. - Haushaltsberatung für 1994 - eingeordnet und beim ent​sprechenden Einzelplan aufgerufen.


Über den Ablauf der Haushaltsberatungen wird 1. Stellv. Stadtpräsident

Dr.   R e i m e r s   (CDU) zu Beginn des Tagesordnungspunktes 6. infor-


mieren.

Weitere Äußerungen aus dem Ältestenrat und dem Magistrat liegen nicht vor.

1. Stellv. Stadtpräsident Dr.   R e i m e r s   (CDU) teilt mit, daß es sich bei allen nachgereichten Anträgen und Vorlagen um dringende Angelegen​heiten handelt, über deren Aufnahme in die Tagesordnung die Ratsversammlung mit unterschiedlichen Mehrheiten entscheiden muß.

Die Dringlichkeit aller innerhalb und außerhalb einer Zusammenstellung


nachgereichten Punkte wird einstimmig anerkannt.


Wortmeldungen liegen nicht vor.

Damit ist die Tagesordnung in der vorliegenden geänderten Form genehmigt.

4. Betreff:  Wahl des Bürgermeisters der Landeshauptstadt Kiel
- Drs. 823 -


Berichterstatter:  ***


Antrag:
Herr Stadtschulrat Karl-Heinz Zimmer wird mit Wirkung vom 1. Ja-

nuar 1994 für den Rest seiner Wahlzeit als Stadtschulrat zum er​sten allgemeinen Stellvertreter des Oberbürgermeisters gewählt. Er führt die Amtsbezeichnung Bürgermeister.

Da keine geheime Wahl beantragt wird, wird gemäß § 40 Abs. 2 GO durch Hand-


zeichen gewählt.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit - bei 3 Gegenstimmen und







2 Enthaltungen

Stadtschulrat   Z i m m e r   (CDU) erklärt, daß er die Wahl zum Bürgermei-


ster annimmt.

5. Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung der Ratsversammlung


am 28. Oktober und am 25. November 1993

Die Niederschrift hat ausgelegen, es sind keine Einwendungen eingegangen.

Antrag: Die Niederschriften über die Sitzungen der Ratsversammlung am





28. Oktober 1993 und am 25. November 1993 werden genehmigt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

6. Haushaltsberatungen für 1994


1. Stellv. Stadtpräsident Dr.   R e i m e r s   (CDU) verweist auf die


vorliegenden Beratungsunterlagen:


- die Vorlage der Haushaltssatzung, Drs. 813


- der Vorbericht zum Haushaltsentwurf


- die Druckentwürfe mit



Band 1 - Haushaltsplan, Verwaltungshaushalt



Band 2 - Haushaltsplan, Vermögenshaushalt

Band 3 - Mittelfristige Finanzplanung 1993 - 1997 mit

dem Wirtschaftsplan des Städtischen Krankenhauses und dem Wirtschaftsplan der Hafen- und Verkehrsbetriebe



- die Kürzungsliste (rot)



- der Vorbericht (gelb)

- die Nachmeldeliste (blau) mit dem Entwurf des Bewirtschaftsplans




1994/1995 der Bühnen der Landeshauptstadt Kiel

- die Veränderungsnachweise aufgrund der Beratungen im Finanzausschuß am 7. Dezember 1993 und im Magistrat am 15. Dezember 1993

Im übrigen verweist 1. Stellv. Stadtpräsident Dr.   R e i m e r s    auf die unter Punkt 6. der Tagesordnung aufgeführten weiteren Beratungspunkte und das dazu verschickte bzw. auf den Tisch gelegte Material.

Alle zum Haushalt gehörenden Punkte und Anträge der Fraktionen werden bei den jeweiligen Einzelabschnitten aufgerufen.

Die Wirtschaftspläne für das Wirtschaftsjahr 1994 der Müllverbrennung Kiel GmbH, der Versorgung und Verkehr Kiel GmbH, der Stadtwerke Kiel AG, der Kieler Verkehrs AG, der Kieler Seefischmarkt GmbH und der Kieler

Wohnungsbaugesellschaft mbH sind nicht von der Ratsversammlung zu beschließen und werden nach Beschlußfassung durch die Aufsichtsräte dem endgültigen Haushaltsplan als Anlage beigefügt.

Der Ablauf der Haushaltsberatungen ist im Ältestenrat wie folgt geregelt worden:



Die Redezeit beträgt

- für den Oberbürgermeister und amtierenden Kämmerer bis zu 40 Minuten, - für die Fraktionsvorsitzenden (Stellungnahmen)     bis zu 20 Minuten, - für Dezernentinnen/Dezernenten und Fraktions-




sprecher/innen bei den Grundsatzausführungen




zum Einzelplan bzw. Teileinzelplan                 bis zu 10 Minuten,

- für Diskussionssprecher/innen                      bis zu  5 Minuten.

Jede/r Sprecher/in kann zu jeder Angelegenheit bis zu zweimal das Wort



ergreifen.

Angelegenheit im Sinne der Geschäftsordnung ist das, was zur Beratung



aufgerufen ist.

1. Stellv. Stadtpräsident Dr.   R e i m e r s  (CDU) wird jeden Einzel​plan, und zwar Verwaltungs- und Vermögenshaushalt gemeinsam, aufrufen. Die "großen Einzelpläne", insbesondere wenn mehrere Dezernate berührt werden, werden in Unterabschnitten einschl. der Wirtschafts- und Bewirt​schaftungspläne aufgerufen. Bei den jeweiligen Einzelplänen werden die Einzelvorlagen und die Änderungsanträge der Ratsfraktionen ebenfalls zur Beratung aufgerufen.



Gegen dieses Verfahren erhebt sich kein Widerspruch.

Bezüglich des Mitwirkungsverbots von Ratsmitgliedern weist 1. Stellv. Stadtpräsident Dr.   R e i m e r s   (CDU) auf folgendes hin:

Bei den Haushaltsberatungen ist als Angelegenheit im Sinne des § 22 GO (Ausschließungsgründe) der jeweilige Haushaltzsansatz zu verstehen. Ist also z.B. über einen Zuschuß an einem Verein oder eine Organisation zu beraten, so sind der oder die Betroffene bei Vorliegen der Voraussetzun​gen nur bei der Beratung und Entscheidung über diesen Haushaltsansatz ausgeschlossen, nicht aber bei der Beratung und Entscheidung über den entsprechenden Einzelplan, den Gesamthaushalt oder gar die Haushaltssat​zung.

Liegen Gründe für ein Mitwirkungsverbot nach § 22 der Gemeindeordnung vor, so ist es Pflicht der betreffenden Ratsmitglieder, vor Beginn der Beratung dieses Punktes zu verlassen.

1. Stellv. Stadtpräsident Dr.   R e i m e r s   (CDU) bittet nun Oberbürgermeister Dr.   K e l l i n g   (SPD), den Kommunalpolitischen Bericht und den Bericht als amtierender Kämmerer zu geben.

6. a) Betreff:  Haushaltssatzung der Landeshauptstadt Kiel für    - Drs. 813 






​das Haushaltsjahr 1994


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling

Antrag:  Aufgrund der §§ 77 ff. der Gemeindeordnung wird nach Beschluß der Ratsversammlung vom 16./17. Dezember 1993 und mit Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde folgende Haushal





tssatzung erlassen:








§ 1


Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 1994 wird

1. im Verwaltungshaushalt




in der Einnahme auf

      1.169.128.100 DM




in der Ausgabe auf

      1.208.861.900 DM

und

2. im Vermögenshaushalt




in der Einnahme auf

        194.947.500 DM





in der Ausgabe auf

        194.947.500 DM


festgesetzt.









§ 2


1. der Gesamtbetrag der Kredite für





Investitionen und Investitions-





förderungsmaßnahmen auf

          81.648.200 DM


2. der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermäch-





tigungen auf

         122.500.000 DM

3. der Höchstbetrag der Kassenkredite auf   220.000.000 DM









§ 3

Die Hebesätze für die Realsteuern werden wie folgt festge-


setzt:


1. Grundsteuern





a) für die land- und forstwirtschaftlichen







Betriebe (Grundsteuer A)

              350 v. H.





b) für die Grundstücke (Grundsteuer B)        450 v. H.



2. Gewerbesteuer

              430 v. H.









§ 4

Für den Wirtschaftsplan des Städtischen Krankenhauses werden



festgesetzt:




1. im Erfolgsplan






die Erträge auf

              117.785.800 DM






die Aufwendungen auf

              117.785.800 DM




2. im Vermögensplan






die Einnahmen auf

                4.530.900 DM






die Ausgaben auf

                4.530.100 DM




3. der Gesamtbetrag der Kredite für






Investitionen und Investitions-






förderungsmaßnahmen auf

                        0 DM




4. der Gesamtbetrag der Verpflichtungs-






ermächtigungen auf

                        0 DM

Die kommunalaufsichtliche Genehmigung wurde am         erteilt.

Kiel, den

Der Oberbürgermeister

6. Anträge der Fraktion 

a) Änderungsanträge zum Haushaltsentwurf 1994                  - Drs. 849 -

Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:



A Verwaltungshaushalt:

Das Defizit im Verwaltungshaushalt erhöht sich um 931.600 DM auf



47.228.100 DM.



B Vermögenshaushalt:

Der Kreditbedarf des Vermögenshaushalts erhöht sich um 1.594.900 DM auf 83.240.100 DM.



Beschluß:     A b g e l e h n t  - mit Mehrheit -            

Antragsteller hat auf den Aufruf der in den Listen enthaltenen Prüfungs​aufträge beim jeweiligen Einzelplan verzichtet.

Stattdessen wird ein Teil der Prüfaufträge von der SPD-Ratsfraktion in ihren Antrag "Haushalt 1994" übernommen und gemeinsam mit diesem Antrag bei Einzelplan 9 beraten.

Die dort nicht genannten (behandelten) Prüfaufträge werden zurückgezo​gen.

Einzelplan 0 - Allgemeine Verwaltung

0220 - Personalamt

Hierzu liegen die gesonderten Vorlagen "Fortbildungsmittel" - Drs. 851 ​Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN sowie "Konzept zur Förderung des Führungskräftenachwuchses" - Drs. 785 - vor.


Beschluß: s. auf den nachgehefteten Drucksachen TOP 6. k), 10.

1. Stellv. Stadtpräsident Dr.   R e i m e r s   (CDU) stellt anschließend die Veränderungsanträge der Ratsfraktion DIE GRÜNEN gem. Liste - Drs. 849 ​gemeinsam zur Abstimmung.


Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit


Beschluß über den Verwaltungshaushalt, Einzelplan O:


Nach Antrag - mit Mehrheit


Beschluß über den Vermögenshaushalt, Einzelplan O:


Nach Antrag - mit Mehrheit

k) Haushalt 1994, Fortbildungsmittel                           - Drs. 851 -

Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

Die Fortbildungsmittel für 1994 werden auf 2.134.400 DM angehoben.

Grundlage ist das Konzept des Fortbildungsreferats (s. Anlage).



Beschluß:     A b g e l e h n t  - mit Mehrheit -

10. Betreff:  Konzept zur Förderung des Führungskräfte-            - Drs. 785 ​nachwuchses der Landeshauptstadt Kiel


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling


Antrag:
1. Dem anliegenden "Konzept zur Förderung des






Führungskräftenachwuchses der Landeshauptstadt Kiel"






wird zugestimmt.




2. Das Personalamt wird beauftragt, die für die Umsetzung

des Konzeptes benötigten Haushaltsmittel in Höhe von 70.000 DM für das Haushaltsjahr 1994 zu beantragen.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-






Einzelplan 1 - Öffentliche Sicherheit und Ordnung










Verwaltungshaushalt

Hierzu wird die gesonderte Vorlage "Einführung von Sonderparkrechten für Anwohner" - Drs. 857 - mitaufgerufen. Es ergeht jedoch nur ein Beschluß über die Punkte I.- und III. des Antrages.


Beschluß: s. auf der nachgehefteten Drs. 857 - TOP 6 n)

Die Abstimmung zu II. des Antrages erfolgt bei der Beratung des Stellenpla​nes.


Beschluß: siehe dort

Die Veränderungsanträge der Ratsfraktion DIE GRÜNEN gemäß Antragliste


werden gemeinsam zur Abstimmung gestellt.


Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit


Beschluß über den Verwaltungshaushalt - Einzelplan 1:


Nach Antrag - mit Mehrheit











Vermögenshaushalt

Beschluß über den Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN gemäß Antragsliste:


Abgelehnt - mit Mehrheit


Beschluß über den Vermögenshaushalt - Einzelplan 1:


Nach Antrag - mit Mehrheit

6. n) Betreff:    Einführung von Sonderparkrechten für Anwohner   - Drs. 857 -







(Anwohnerparkzonen)







hier: Ausweisung von weiteren Bereichen und









Bereitstellung von Personal- und









Sachmitteln

Berichterstatter: Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge/Stadtrat Schirmer



Antrag:

I. Der Ausweisung weiterer Gebiete mit Sonderparkrechten für

Anwohner gem. § 45 StVO wird entsprechend der zu Nr. 3 der Begründung beschriebenen Vorgehensweise zugestimmt.





II. Zur Realisierung zusätzlicher Anwohnerparkgebiete wird der




Einrichtung folgender Planstellen zugestimmt:

- 4 Überwachungskräfte im Außendienst       - VIII/VII BAT - 1 Arbeitsgruppenleiter/in im Innendienst  - A 9 gD BBesO - 1 Sachbearbeiter/in im Innendienst        - A 6/7 BBesO




Die Planstellen sind im Stellenplan 1994 einzurichten.

III. Zugestimmt wird der Leistung von überplanmäßigen Ausgaben bei folgenden Haushaltsstellen:




a) HHSt. 110/560





Dienst- und Schutzkleidung                   8.000,00 DM




b) HHSt. 020.000.9352





Technische Arbeitsgeräte und Werkzeuge





- 2 Paternosterschränke                     52.000,00 DM




c) HHSt. 020.000.9352





Inventar der Dienst- und Betriebsräume





- 1 komp. Arbeitsplatzausstattung            4.800,00 DM




d) HHSt. 110/531





Miete für die Benutzung von EDV-Anlagen





2 PC


                                  10.000,00 DM




e) HHSt. 020/501

Unterhaltung elektrischer Anlagen





Spiegelrasterleuchten f. 2 Räume            10.000,00 DM




f) HHSt. 953.950





Verkehrsberuhigung





Beschilderung und Markierung                20.000,00 DM

Die Ausgaben werden durch entsprechende Mehreinnahmen bei der Haushalts-


stelle 110/260 - Buß- und Verwarnungsgelder - gedeckt.


Beschluß - Nach Antrag einstimmig (Ziff. I. u. III.)

Einzelplan 2 - Schulen

Verwaltungshaushalt

Beschluß über den Verwaltungshaushalt - Einzelplan 2:


Nach Antrag - mit Mehrheit

Vermögenshaushalt


Die Veränderungsanträge der Ratsfraktion DIE GRÜNEN gemäß Antragsliste


werden gemeinsam zur Abstimmung gestellt.


Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit


Beschluß über den Vermögenshaushalt - Einzelplan 2:


Nach Antrag - mit Mehrheit

6. c) Betreff:  Nutzung der ehemaligen Enkingschule               - Drs. 329 ​Berichterstatter:  Bürgermeister Zimmer


Antrag:
Klassenräume in der ehemaligen Enking-Schule in

der Hardenbergstraße 9 - 11 werden

dem Centre Culturel Francais de Kiel

der Deutsch-Ibero-Amerikanischen Gesellschaft der Deutsch-Italienischen Gesellschaft



der Deutsch-Französischen Gesellschaft



dem Kieler Kabenchor



zur kostenlosen Nutzung zur Verfügung gestellt.


Beschluß:  Keine Beratung, da kein Sachbeschluß im Magistrat

Einzelplan 3 - Wissenschaft, Forschung, Kultur

Verwaltungshaushalt

Hierzu werden der Bewirtschaftungsplan der Bühnen der Landeshauptstadt Kiel für das Wirtschaftsjahr 1994/95 sowie die gesondere Vorlage "Änderung der Gebührensatzung für die Stadtbücherei" - Drs. 853 - mitaufgerufen.


Beschluß: s. auf der nachgehefteten Drucksache - TOP 6. l)

Aus der Antragsliste der Ratsfraktion DIE GRÜNEN wird der Antrag zur HHSt. 360.620 nicht abgestimmt, da er identisch ist mit dem Antag des Ortsbeira​tes zu 6. m) - Drs. 845.


Beschluß: siehe Vermögenshaushalt

Beschluß über den verbliebenen Änderungsantrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN


gem. Antragsliste:


Abgelehnt - mit Mehrheit

Beschluß über den Verwaltungshaushalt - Einzelplan 3 - einschl. des Bewirt-


schaftunsplanes der Bühnen für das Wirtschaftsjahr 1994/95:


Nach Antrag - mit Mehrheit

6. l) Betreff:  Änderung der Gebührensatzung für die              - Drs. 853 ​Stadtbücherei der Landeshauptstadt Kiel


Berichterstatter:  Bürgermeister Zimmer


Antrag:
Der beigefügten 6. Nachtragssatzung zur Gebührensatzung für die



Stadtbücherei der Landeshautpstadt Kiel wird zugestimmt.

Stadtschulrat   Z i m m e r    (CDU)   ergänzt die Vorlage gemäß Magi​stratsbeschluß vom 15. Dezember 1993. Danach muß Artikel II wie folgt lau​ten:


"Diese Nachtragssatzung tritt am 1. Janaur 1994 in Kraft".


Beschluß über die Drs. 853 einschl. dieser Ergänzung:


Beschluß:  mit Änderung - mit Mehrheit -

Vermögenshaushalt

Hierzu wird der Antrag des Ortsbeirats Neumühlen-Dietrichsdorf "Mahntafel für die Opfer des 2. Weltkrieges auf dem Dietrichsdorfer Friedhof" aufgeru-


fen.


Beschluß: s. auf der nachgehefteten Drs. 845 - TOP 6. m)

Die Veränderungsanträge der Ratsfraktion DIE GRÜNEN gem. Antragsliste zu den HHSt. 321.000.964 und 345.001.964 werden gemeinsam zur Abstimmung ge​stellt.


Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit


Beschluß über den Vermögenshaushalt - Einzelplan 3:


Nach Antrag - mit Mehrheit

6. m) Betreff:  Mahntafel für die Opfer des 2. Weltkrieges      - Drs. 845 ​



auf dem Dietrichsdorfer Friedhof


Berichterstatter:  Ortsbeiratsvorsitzender Petersen

Antrag:.  Auf dem Dietrichsdorfer Friedhof wird auf einem Sandstein eine Bronzetafel mit folgender Aufschrift angebracht:

ZUR ERINNERUNG AN DIE DURCH KRIEGSEINWIRKUNG GETÖTETEN GEMEINDEMITGLIEDER UND DIE OPFER DER ZWANGSARBEITSERLAGER IN DIETRICHSDORF 1939 - 1945

Das Kulturamt wird aufgefordert hierfür Mittel für den Haushalt 1994 anzu​melden.


Beschluß:

 A b g e l e h n t  - mit Mehrheit -






Einzelplan 4 - Soziale Sicherung







Verwaltungshaushalt

Die Veränderungsanträge der Ratgsfraktion DIE GRÜNEN Gemäß Antragsliste


werden gemeinsam zur Abstimmung gestellt.


Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit -


Beschluß über den Verwaltungshaushalt - Einzelplan 4:


Nach Antrag - mit Mehrheit

Vermögenshaushalt

Die Veränderungsanträge der Ratsfraktion DIE GRÜNEN gemäß Antragsliste


werden gemeinsam zur Abstimmung gestellt.


Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit -


Beschluß über den Vermögenshaushalt - Einzelplan 4:


Nach Antrag - mit Mehrheit

Einzelplan 5 - Gesundheit, Sport, Erholung

Verwaltungshaushalt

1. Stellv. Stadtpräsident Dr.   R e i m e r s   (CDU)   ruft hierzu den Wirtschaftsplan für das Städtische Krankenhaus für das Wirtschaftsjahr 1994 sowie die Geschäftliche Mitteilung "Aufgelaufene Bilanzverluste im Städti-

schen Krankenhaus in den Jahren 1988 - 1992" - Drs. 793 - auf.


Die Geschäftliche Mitteilung ist nachgeheftet - TOP 6. d)

Die Veränderungsanträge der Ratsfraktion DIE GRÜNEN gemäß Antragliste


werden gemeinsam zur Abstimmung gestellt.


Beschluß:  Abgelehnt - mit Mehrheit


Beschluß über den Vermögenshaushalt - Einzelplan 5:


Nach Antrag - mit Mehrheit

Vermögenshaushalt

Die Veränderungsanträge der Ratsfraktion DIE GRÜNEN gemäß Antragsliste


werden gemeinsam zur Abstimmung gestellt.


Beschluß:  Abgelehnt - mit Mehrheit


Beschluß über den Vermögenshaushalt - Einzelplan 5:


Nach Antrag - mit Mehrheit

6. Betreff:  Aufgelaufene Bilanzverluste im Städtischen           - Drs. 793 ​Krankenhaus in den Jahren 1988 bis 1992


Berichterstatter:  Stadtrat Dr. Kirschnick


Kenntnis genommen

Einzelplan 6 - Bau- und Wohnungswesen, Verkehr

Verwaltungshaushalt

Hierzu wird die Vorlage "Satzungsmäßige Straßenreinigung gegen Gebühr" -


Drs. 794 - mitaufgerufen.


Beschluß: s. auf der nachgehefteten Drucksache - TOP 6. f)

Stadtbaurat Dr.   F l a g g e    (SPD) stellt ausdrücklich heraus, daß die im Haushalt bereitgestellten Beträge für die Straßenunterhaltung in kein​ster Weise ausreichen. Schon im nächsten Jahr werde die Stadt nicht mehr in der Lage sein, den Verpflichtungen hinsichtlich der Verkehrssicherheit zu genügen.

Die Veränderungsanträge der Ratsfraktion DIE GRÜNEN gemäß Antragsliste wer-


den gemeinsam zur Abstimmung gestellt.


Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit -


Beschluß über den Verwaltungshalt - Einzelplan 6:


Nach Antrag - mit Mehrheit






Vermögenshaushalt

Die Veränderungsanträge der Ratsfraktion DIE GRÜNEN gemäß Antragsliste werden gemeinsam zur Abstimmung gestellt.


Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit



Beschluß über den Vermögenshaushalt - Einzelplan 6



Nach Antrag - mit Mehrheit

6. f) Betreff:  Satzungsgemäße Straßenreinigung gegen Gebühr      - Drs. 794





 ​- 10. Nachtragssatzung -



Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer

Antrag:  Die als Anlage beigefügte 10. Nachtragssatzung über die Reinigung der öffentlichen Straßen in der Landeshauptstadt Kiel wird beschlossen.



Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

Einzelplan 7 - Öffentliche Einrichtungen, Wirtschaftsförderung

Verwaltungshaushalt



Hierzu ruft
1. Stellv. Stadtpräsident Dr.   R e i m e r s   (CDU) die ge-



sonderten Vorlagen "1. Nachtragssatzung zur Satzung über die Vermeidung

und Entsorgung von Abfällen im Stadtgebiet Kiel (Abfallgebührensatzung)"

- Drs. 818 - und "Änderung von Gebühren und Entgelten im Friedhofswesen" - Drs. 803 - auf.

Ratsfrau    P a h n ke    (DIE GRÜNEN) beantragt für diese beiden und die noch nachfolgend zu beschließenden Satzungsänderungen: "Die Beschlüsse zu den Satzungsänderungen werden vorbehaltlich der Überarbeitung auf ge​schlechtsneutrale Formulierungen durch das Referat für Frauen gefaßt." Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit



Beschluß über die Drs. 818 und 803:



siehe auf den nachgehefteten Drucksachen zu TOP 6. g) und 6. e)

Der Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN zur HHSt. 602.595 gem. Antragsliste wird zur Abstimmung gestellt.



Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit



Beschluß über den Verwaltungshaushalt - Einzelplan 7



Nach Antrag - mit Mehrheit

Vermögenshaushalt

Die Veränderungsanträge der Ratsfraktion DIE GRÜNEN gemäß Antragsliste wer-



den gemeinsam zur Abstimmung gestellt.



Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit



Beschluß über den Vermögenshaushalt - Einzelplan 7



Nach Antrag - mit Mehrheit

6. e) Betreff:  Änderung von Gebühren und Entgelten im            - Drs. 803 ​Friedhofswesen



Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Der beigefügten 1. Nachtragssatzung zur Gebührensatzung für Fried-

höfe und Feuerbestattungsanlagen der Landeshauptstadt Kiel vom 22.12.1992 (Anlage 1) und dem beigefügten 1. Nachtrag zur Ent​geltsordnung für die städtischen Friedhöfe in Kiel vom 22.12.1992 (Anlage 2) wird zugestimmt.

Der Bauausschuß hat der Vorlage in seiner Sitzung am 02.12.1993 einstimmung


zugestimmt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

Einzelplan 8 - Wirtschaftliche Unternehmen, Allgemeins Grund- und Sondervermögen

Verwaltungshaushalt

Hierzu wird der Wirtschaftsplan der Hafen- und Verkehrsbetriebe für das


Wirtschaftsjahr 1994 aufgerufen.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig

Die Veränderungsanträge der Ratsfraktion DIE GRÜNEN gemäß Antragsliste


werden gemeinsam zur Abstsimmung gestellt.


Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit


Beschluß über den Verwaltungshaushalt - Einzelplan 8:


Nach Antrag - mit Mehrheit

Vermögenshaushalt

Die Veränderungsanträge der Ratsfraktion DIE GRÜNEN gemäß Antragsliste


werden gemeinsam zur Abstimmung gestellt.


Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit


Beschluß über den Vermögenshaushalt - Einzelplan 8:


Nach Antrag - mit Mehrheit

Einzelplan 9 - Allgemeine Finanzwirtschaft

Verwaltungshaushalt

Hierzu liegen die gesonderten Vorlagen "Änderung der Satzung über die Erhe​bung einer Hundesteuer" - Drs. 815 -, "Änderung der Satzung über die Erhe​bung einer Vergnügungssteuer für das Halten von Spiel- und Geschicklich​keitsapparaten" - Drs. 816 - sowie der Antrag der F.D.P.-Ratsfraktion, "Er​hebung von Getränke-, Vergnügungs- und Schankerlaubnissteuer" - Drs. 737 ​vor.


Beschluß: siehe auf den nachgehefteten Drucksachen

Vermögenshaushalt

Die Veränderungsanträge der Ratsfraktion DIE GRÜNEN gemäß Antragsliste


werden gemeinsam zur Abstimmung gestellt.


Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit

6. i) Betreff:  Änderung der Satzung über die Erhebung einer      - Drs. 815 ​Hundesteuer



Berichterstatter:  Bürgermeister Zimmer

Antrag:  Die beigefügte 1. Nachtragssatzung über die Erhebung einer





Hundesteuer wird beschlossen.



Beschluß:

Nach Antrag - einstimmig -

6. j) Betreff:  Änderung der Satzung der Landeshauptstadt Kiel    - Drs. 816 -








über die Erhebung einer Vergnügungssteuer für das








Halten von Spiel- und Geschicklichkeitsapparaten



Berichterstatter:  Bürgermeister Zimmer

Antrag:  Die beigefügte 5. Nachtragssatzung über die Erhebung einer Vergnü​gungssteuer für das Halten von Spiel- und Geschicklichkeitsappara​ten wird beschlossen.



Beschluß:

Nach Antrag - einstimmig -

6. h) Betreff: Erhebung von Getränke-, Vergnügungs- und            - Drs. 737 ​Schankerlaubnissteuern


Hierzu liegt folgender Antrag  der F.D.P.-Ratsfraktion vor:

Antrag:  Die Ratsversammlung lehnt die Wiedereinführung von Bagatellsteuern




ab.


Beschluß: A b g e l e h n t - mit Mehrheit -

6. h) Betreff: - Satzung der Landeshauptstadt Kiel über die      - Drs. 814 -









Erhebung einer Getränkesteuer







- Satzung der Landeshauptstadt Kiel über die









Erhebung einer Gaststättenerlaubnissteuer

- Satzung der Landeshauptstadt Kiel über die Erhebung einer Steuer auf das Spielen um Geld oder Sachwerte und auf Vergnügungen besonderer Art



Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling

Antrag: 1. Der Wiedereinführung und der hierzu als Anlage beigefügten






Satzungen






- Getränkesteuer






- Gaststättenerlaubnissteuer






- Vergnügungssteuer

wird zugestimmt. Der Beschluß ergeht vorbehaltlich der endgülti​gen Verabschiedung der gesetzlichen Grundlage durch den Schles​wig-Holsteinischen Landtag.

2. Im Stellenplan 1994 werden gleichzeitig folgende Planstellen eingerichtet:

1 Planstelle Bes.Gr. A 11 (Sachgebietsleiter)






2 Planstellen Verg.Gr. V c/V b BAT (A 8/A 9 BBO m. D.)






1 Planstelle Verg.Gr. V b/IV b BAT






1 Planstelle Verg.Gr. VI b BAT (Stadtkasse)

3. Im Haushaltsplan werden folgende Personal- und Sachkosten eingebracht:

a) Herrichtung und Ausstattung der Räumlichkeiten







für die Ämter 90 und 91 incl. PC und







Leitungsanschlüsse                               60.000,00 DM





b) anteilige Personalkosten 1994                   340.000,00 DM







                                                400.000,00 DM


Beschluß:  Keine Beratung, da kein Sachbeschluß im Magistrat

1. Stellv. Stadtpräsident Dr.   R e i m e r s   (CDU) ruft nunmehr den An-

trag der CDU-Ratsfraktion 6. o)  "Haushaltskonsolidierung" auf. Hierzu wurde ein Antrag der SPD-Ratsfraktion "Haushalt 1994" auf den Tisch gelegt, die Dringlichkeit beider Anträge wurde bei der Genehmigung der Tagesordnung anerkannt.

1. Stellv. Stadtpäsident Dr.   R e i m e r s   (CDU) stellt die Anträge


nicht alternativ, sondern einzeln zur Abstimmung.


Beschluß: siehe auf den nachgehefteten Anträgen

6.  o) Haushaltskonsolidierung                                    - Drs. 861 -



Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:

Antrag: 1. Der Magistrat wird verpflichtet, in Ergänzung der vom Oberbür​germeister vorgelegten Liste "Möglichkeiten aufgabenkritischer Maßnahmen zur Haushaltskonsolidierung" bis Ende Januar 1994 weitere Ideen zum Abbau von Aufgaben, zur Reduzierung von Aus​gaben und zur Erhöhung von Einnahmen vorzulegen. Der Ratsver​sammlung ist dabei bewußt, daß ein Aufgabenabbau auch eine we​sentliche Reduzierung der Angebote gegenüber der Bevölkerung beinhalten kann. Der Oberbürgermeister wird beauftragt, die Ideen in einer neuen Liste zusammenzustellen. Auf der Grundlage der Liste entschiedet der Magistrat, welche Vorschläge bis zur Umsetzungsreife näher untersucht werden sollen. Über die Ergeb​nisse dieser Untersuchung wird die Ratsversammlung unterrich​tet, ggf. wird ihre Entscheidung eingeholt.

2. Der Magistrat wird beauftragt, der Ratsversammlung ein detail​liertes Konzept zur Einsparung von 500 Vollzeitstellen netto bis Ende 1997 in der gesamten Stadtverwaltung vorzulegen mit dem Ziel, dadurch die Personalkosten konstant zu halten und das Haushaltsdefizit zu reduzieren. Die Einsparungen sollten sich möglichst gleichmäßig auf die Jahre 1994 bis 1997 verteilen. Hier sollen personalwirtschaftliche Konzepte bis zum Ende des I. Quartals 1994 vorgelegt werden.

Maßgebend für die Planstellenreduzierung ist der Einsparungsef​fekt für den städtischen Haushalt. Dabei werden je volle Plan​stelle Kosten von durchnittlich 75.000,-- DM p.a. zugrunde ge​legt, so daß das zu erreichende Kostensenkungsziel 37,5 Mio.DM p.a. ab 1997 beträgt.

Bei der Erarbeitung der Konzepte ist folgenden Gesichtspunkten Rechnung zu tragen.

-  Wesentliche Grundlage des Personaleinsparungskonzepts ist die Aufgabenkritik (s. Ziff. 1).

-  Wenn ein Stellenabbau nur durch den Einsatz von Technik reali​siert werden kann, muß gewährleistet sein, daß die Technik von Stellenabbau auch tatsächlich eingerichtet wird.

-  Grundsätzlich sind beim Stellenabbau keine Bereiche auszuneh​men. Der Abbau von Stellen ist jedoch kein Selbstzweck. In Be​reichen, in denen für die Stadt Gewinne erwirtschaftet werden oder kostenneutral gearbeitet wird, ist die Reduzierung von Stellen kein unmittelbarer Beitrag zur Haushaltskonsolidierung aber eventuel zur Entlastung der Bürger. Dennoch ist auch in diesen Bereichen zu prüfen, ob die Aufgabe wirtschaftlicher und mit geringerem Personaleinsatz erbracht werden kann.

-  Unter Berücksichtigung der Bereiche, in denen ein Stellenabbau nicht sinnvoll oder von vorherein nicht möglich ist, ist eine Stellenreduzierung von 15 % pro Dezernat bezogen auf die ver​bleibenden Bereiche erforderlich. Der Magistrat entscheidet endgültig darüber, welche Bereiche nicht in die Stellenreduzie​rung einbezogen werden.

-  Die Rückführung des Personalbestandes ist möglichst unter Aus​nutzung der natürlichen Fluktuation und durch Umsetzung und Um​schulung vorzunehmen, das heißt möglichst ohne Entlassungen. Hierzu bereitet das Personalamt ein Umschulungsprogramm für freizusetzende Mitarbeiter/innen vor. Darin sind ggf. auch die betroffenen Mitarbeiter freier Träger einzubeziehen.

-  Mit den zur Einsparung benannten Stellen (kw-Stellen) wird eine Personalreserve (kw-Pool) aufgebaut, aus der ein Personalbedarf an anderer Stelle gedeckt werden kann.

-  Werden Stellenreduzierungen durch die Vergabe von bisher durch die Stadt selbst wahrgenommene Aufgaben oder durch den Einsatz von Technik erzielt, so werden auf die Einsparkungsvorgabe von 15 % nur die tatsächlichen Netto-Entlastungen des Haushalts an​gerechnet.

-  Als Stellen gelten nur volle Planstellen. Teilzeitstellen sind





in volle Planstellen umzurechnen.

-  Personaleinsparungen, die sich aus der Überprüfung freier Stel​len im Jahr 1993 ergeben haben, sind als bereits erbrachte Ein​sparungen anzurechnen. Das gilt auch für die von den Ämtern erbrachten Personalstellenreduzierungen seit dem 01.07.1992.

3. Sollte sich die Notwendigkeit zeigen, daß von der 15 %-Vorgabe für   einzelne Ämter/Betriebe/Dezernate nach unten abgewichen werden muß,         dann ist ein entsprechender Magistratsbeschluß herbeizuführen, d.h.

was in einem Dezernat/Amt/Betrieb im Rahmen der 15 %-Vorgabe nicht realisiert werden kann, muß als zusätzliche Belastung auf andere Dezernate umgelegt werden ("Null-Summen-Regel").

4. Legt ein Amt ein Konzept vor, das unter Berücksichtigung der obigen         Gesichtspunkte eine Einsparung von 15 % seiner Personalstellen


bis 1997 sicherstellt und stimmt der Oberbürgermeister diesem zu,


so


-  entfällt mit sofortiger Wirkung die Wiederbesetzungssperre,


-  ist es berechtigt, selbständig Umorganisationen, soweit recht-

lich zulässig, vorzunehmen, die zur Personaleinsparung bzw. Ef​fizienzsteigerung führen. Die notwendige Anpassung des Stellen​planes ist hinsichtlich der Bewertung mit dem Amt für Organisa​tion und Verwaltungsreform abzustimmen,

-  entscheidet es selbständig, welche organisatorischen, techni​schen und ablaufbedingten Maßnahmen im Amt mit den zurückflie​ßenden Mitteln (in der Regel 4 % Reininvestitionsanteile = 27 % der Einsparung) zu realisieren sind, wobei die Einheitlichkeit



der Verwaltung sichergestellt sein muß,

-  trifft es selbständig die Entscheidungen über die Besetzung von freien Planstellen, die Umwandlung von Ganz- in Halbtagsstellen und umgekehrt.

-  Die oben aufgeführten Maßnahmen müssen die Rechte des Personal​rates und der Gleichstellungsstelle berücksichtigen. Die Zahl der Planstellen für Frauen soll sich nicht stärker reduzieren als die für Männer.

Beschluß: abgelehnt

Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion vor:

Antrag:
Die Finanznot der Städte und Gemeinden, so auch der Landeshaupt-

stadt Kiel, wird sich in den Jahren 1994 und 1995 weiter drama​tisch verschärfen. Dazu haben verschiedene Entwicklungen beige​tragen, die sich der Einflußnahme der Stadt Kiel entziehen, der​ren Ursprünge schon in den Vorjahren liegen, deren volle Wirk​samkeit nachhaltig aber erst in den laufenden Haushalten festzu​stellen ist. Wegfall von Strukturhilfe, Zonenrandförderung, Re​duzierung der Städtebauförderung, Kürzungen bei der Gemein​schaftsaufgabe, Kosten der Deutsche Einheit, Vorwegabzug beim Kommunalen Finanzausgleich, Anhebung der Mehrwertsteuer und Än​derungen bei der Gewerbesteuer führen zu jetzt bereits festste​henden Mehrausgaben bzw. Einnahmeverlusten von rd. DM 50 Mio al​lein in 1994.

Weitere - z.T. in ihren finanziellen Auswirkungen auf die Stadt noch nicht bezifferbare - Belastungen in mehrstelliger Millio​nenhöhe stehen aufgrund von Beschlüssen in Bund und Land bereits fest.

Alle dahingehend erkennbaren Perspektiven deuten auf katastro​phale Auswirkungen für kommunale Haushalte hin. Dabei muß damit gerechnet werden, daß weder Bund noch Land wegen eigener Schwie​rigkeiten bei der Haushaltsgestaltung zu irgendwelchen Hilfen bereit und in der Lage sind.

Die Stadt Kiel wird insofern zu weiteren schmerzhaften Sparmaß​nahmen und Haushaltseinschnitten gezwungen sein, um den ver​bleibenden Rest an kommunaler Handlungs- und Gestaltungsfähig​keit nicht auch noch zu verlieren.



A: Aufgabenkritik bis Ende Januar 1994

Die Größenordnung der für 1994 und 1995 zu erwartenden Eingriffe in die Einnahmestruktur des städtischen Haushalts, wie auch die erheblichen zuzsätzlichen Belastungen auf der Ausgabenseite überschreiten alles bisher Dagewesene.

Der Magistrat wird verpflichtet, unter Zugrundelegung und in Er​gänzung der vom Oberbürgermeister vorgelegten Liste "Möglichkeit aufgabenkritischer Maßnahmen zur Haushaltskonsolidierung" bis Ende Januar 1994 weitere Ideen zum Abbau von Aufgaben, zur Redu​zierung von Ausgaben und zur Erhöhung von Einnahmen vorzulegen. Der Ratsversammlung ist dabei bewußt, daß ein Aufgabenabbau

auch eine wesentliche Reduzierung der Angebote gegenüber der Be​völkerung beinhalten kann.

Der Ratsversammlung sind entscheidungsfähige Vorlagen zur Be​schlußfassung vorzulegen.


B: Prüfaufträge


1. Verkauf von städtischen Wohngebäuden an die KWG und andere

Der Magistrat wird gebeten, den Verkauf von städtischen Wohngebäuden zu prüfen.

Zur Vorbereitung der Beschlußfassung sind der Ratsversammlung Unterlagen über künftige Investitionsnotwendigkeiten (Bauun​terhaltung) sowie mögliche Verkaufserlöse vorzulegen.

Bei einem Verkauf ist jedoch sicherzustellen, daß die Belange der Mieter und des Sozialdezernats angemessen berücksichtigt werden. Ggf. ist bei Verkaufsverhandlungen das Sozialdezernat hinzuzuziehen; die Beteiligung des Wohnungsdezernates ist auf jeden Fall sicherzustellen.


2. Verkauf städtischer Parkhäuser

Der Magistrat wird gebeten, den Verkauf von städtischen Park​häusern zu prüfen.

Zur Vorbereitung der Beschlußfassung sind der Ratsversammlung Unterlagen über künftige Investitionsnotwendigkeiten, künfti​ge Einnahmeentwicklungen, künftige Zuschußnotwendigkeiten sowie mögliche Verkaufserlöse bei Verkauf eines oder aller Parkhäuser vorzulegen.

3. Erhebung von Gebühren für PKW-Stellplätze, die von städti​schen Mitarbeiter/innen in Anspruch genommen werden.

Der Magistrat wird gebeten, die vorliegende Auflistung über sämtliche, von städtischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern genutzte PKW-Stellplätze auszuwerten und Vorschläge zur Erhe​bung von Nutzungsgebühren zu prüfen. Dabei ist der Ratsver​sammlung eine Kosten-/Nutzungsanalyse vorzulegen.

In Fällen, in denen beispielsweise Privat-PKW für dienstliche Belange (Dienstfahrten) genutzt werden, ist eine differen​zierte Herangehensweise denkbar.


4. Verkauf des städtischen Laboratoriums

Der Magistrat wird gebeten, den Betrieb des städtischen La​bors kritisch zu beleuchten und Vorschläge zum günstigeren Betrieb bis hin zum Verkauf zu unterbreiten.

5. Privatisierung der öffentlichen Bedürfnisanstalten

Der Magistrat wird gebeten, im Hinblick auf Ziffer 18 des 23-Punkte-Programms zu überlegen, ob eine Privatisierung möglich erscheint.

6. Erweiterung der Deckungsfähigkeit in allen Dezernaten und Ämtern

Der Magistrat wird gebeten, Vorschläge zur einer generellen Erweiterung der Deckungsfähigkeit zur unterbreiten. In Ver​bindung mit den Beschlüssen zur Budgetierung und dezentralen Ressourcenverantwortung müssen den Dezernaten und Ämtern mehr Möglichkeiten zur gegenseitigen Deckungsfähigkeit eingeräumt werden.

Bei allen Maßnahmen, bei denen städtisches Personal betroffen ist, ist auf die notwendige Sozialverträglichkeit zu achten. Der Personalrat ist zu beteiligen.

Die Ratsversammlung erwartet die Vorlage der Prüfungsergebnisse nebst beschlußfähigen Vorlagen in der Ratsversammlung im ersten Quartal 1994.


Stadträtin
S i e b k e    (SPD) erweitert den Antrag um folgende Prü-

fungsaufträge aus der Antragsliste der Ratsfraktion DIE GRÜNEN: "Prüfung von Einnahmeerhöhungen:


- bei Zwangsgeldern (Umweltschutzamt)


- für Veranstaltungen (Kulturamt)


- durch Einwerbung von EG-Mitteln


- aus dem Verkauf von Doubletten (Stadtarchiv)


- Schiffahrtsmuseum/Warleberger Hof


- Veranstaltungen (Stadtgalerie)


- Inlands-Fleischbeschau


- Straßenbenutzung (Tiefbauamt)


- Parkeinrichtungen und Parkhäuser."


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit


Beschluß über den Verwaltungshaushalt - Einzelplan 9:


Nach Antrag - mit Mehrheit


Beschluß über den Vermögenshaushalt - Einzelplan 9:


Nach Antrag - mit Mehrheit


Damit sind die Beratungen der Einzelpläne abgeschlossen.

6. b) Betreff: Stellenplan 1994                                   - Drs. 817 ​Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling

Antrag:  Den in der Anlage 1 zusammengefaßten Stellenplananträgen sowie den Entscheidungen über die Planstellen, die das Amt für Organisation und Verwaltungsreform seit der Beschlußfassung über den 1. Nach​tragsstellenplan 1993 im Rahmen der ihm durch Beschluß des Perso​nalausschusses vom 19. November 1984 erteilten Befugnisse getrof-

6. b) Betreff:  Änderungs- und Ergänzungsvorlage zum              - Drs. 848 ​Stellenplan 1994


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling

Antrag:  Änderungs- und Ergänzungsvorlage zur Vorlage Stellenplan 1994 vom 30.11.1993 für den Magistrat und die Ratsversammlung - s. Anlage -

6. Anträge der Fraktion 

b) Stellenplan 1994                                            - Drs. 850 -



Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:


Antrag:

Die Ausbildungsplanstellen (Auszubildende, BeamtenanwärterIn-

nen), die zur Streichung vorgeschlagen sind, werden nicht ge​strichen (s. Anlage).

9. b) Aus- und Fortbildung bei der Landeshauptstadt Kiel          - Drs. 852 -


Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

Antrag:  Die Verwaltung wird beauftragt, ein Konzept vorzulegen, in dem Ausbildung und Fortbildung miteinander verzahnt werden.


Hierzu liegen als Beratungsunterlagen vor:

Die Veraltungsvorlage 6. b) "Stellenplan 1994" - Drs. 817 -, hierzu die Änderungs-/Ergänzungsvorlage Drs. 848, ein weiterer Veränderungsnachweis aufgrund der Beratungen im Magistrat sowie der Stellenplanantrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN - Drs. 850 und der Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN "Aus- und Fortbildung bei der Landeshauptstadt Kiel" - Drs. 852.

Außerdem ist hier noch einmal die bereits bei Einzelplan 1 beratene Vorlage "Einführung von Sonderparkrechten für Anwohner" - Drs. 857 ​wegen der in Ziffer II. enthaltenen Stellenplananträge aufzurufen.

Ratsfrau   S c h a l o w   (SPD) beantragt namens ihrer Fraktion Überweisungen des Antrages der Ratsfraktion DIE GRÜNEN "Aus- und Fortbildung bei der Landeshauptstadt Kiel" in den Personalausschuß.


Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag: mit Mehrheit

1. Stellv. Stadtpräsident Dr.   R e i m e r s   (CDU) stellt sondann den Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN "Stellenplan 1994" - Drs. 850 - zur Abstimmung.


Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit

Gesamtabstimmung über den Stellenplan 1994 - Drs. 817 - in der ergänzten Fassung der Drs. 848 und des Veränderungsnachweises aufgrund des Beschlusses des Magistrats vom 15. Dezember 1993 einschl. der in Ziffer II der Drs. 857 enthaltenen Planstellen:   mit Mehrheit

1. Stellv. Stadtpräsident Dr.   R e i m e r s   (CDU) bittet Oberbürger​meister Dr.   K e l l i n g   (SPD), die Haushaltssatzung zu verlesen und läßt anschließend über die Haushaltssatzung der Landeshauptstadt Kiel - Drs. 813 - einschließlich Bewirtschaftungsplan der Bühnen der Landeshauptstadt Kiel, Wirtschaftsplan des Städtischen Krankenhauses und Wirtschaftsplan der Hafen- und Verkehrsbetriebe abstimmen.


Beschluß über die Haushaltssatzung einschl. der Bewirtschaftungspläne:


Nach Antrag - mit Mehrheit

Mit der Verabschiedung der Haushaltssatzung 1994 sind die Haushaltsbera​tungen abgeschlossen.

1. Stell. Stadtpräsident Dr.   R e i m e r s   (CDU) ruft sodann das Mittelfristige Investitionsprogramm 1993 - 1997 der Landeshauptstadt Kiel - enthalten in Band 3 des Druckentwurfs - in der Fassung des Verän​derungsnachweises aufgrund des Beschlusses des Magistrats vom 15. Dezem​ber 1993 auf.


Beschluß: mit Mehrheit

7. Mitteilungen der Stadtpräsidentin


Es liegen keine Mitteilungen vor.

8. Mitteilungen des Magistrats und des Oberbürgermeisters 

a) Ausschreibungen und Vergaben der                            - Drs. 807 -



Landeshauptstadt Kiel



hier: Firmen in den neuen Bundesländern



Kenntnis genommen

b) Spielbank                                                   - Drs. 808 -



Kenntnis genommen

9. Anträge der Fraktion 

a) Entwicklung der Stadtwerke Kiel als                         - Drs. 676 -



Energiedienstleistungsunternehmen                 

Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

Der Vertreter der Landeshauptstadt Kiel in der GesellschafterInnenver​sammlung wird beauftragt, in bezug auf die zukünftige Energiepolitik der Stadtwerke Kiel - gegebenenfalls auf dem Wege von Veränderungen der entsprechenden Vertragsgrundlagen - folgende Ziele umzusetzen:

1. Die Stadtwerke Kiel bieten den Umlandgemeinden zukünftig keine Gasdi​rektversorgung mehr an. Im Rahmen von Energiedienstleistungspaketen wird den Umlandgemeinden die Erstellung von Blockheizkraftwerken (BHKW) im Verbund mit dem Aufbau von Nahwärmenetzen angeboten.

2. Den EinspeiserInnen von Überschußstrom insbesondere aus Blockheiz​kraftwerken werden Vergütungen gezahlt, die sich an den tatsächlichen Marktverhältnissen bzw. am Prinzip der jeweils vermiedenen Kosten orien​tieren.



Beschluß: Zurückgestellt

c) Umbesetzung im Präsidium der Ratsversammlung                - Drs. 863 -



hier: 2. stellv. Schriftführer                    



Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor:

Anstelle von Ratsherr Heinz Malonn wird Ratsherr Jörg Jaehnike 2. stell​vertretender Schriftführer in der Ratsversammlung.



Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

d) Ausschußumbesetzungen                                       - Drs. 864 -



Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor:



Bauauschuß:

Für das ausgeschiedene Ratsmitglied Reimer Tewes wird Ratsfrau Sigrun Bashir-Fuchs Mitglied im Bauausschuß.



Wirtschaftsausschuß:

Für das ausgechiedene Ratsmitglied Reimer Tewes wird Ratsherr 

Gerd Rogacki Mitglied im Wirtschaftsausschuß. Anstelle von Ratsherr Gerd Rogacki wird Ratsherr Heinz Malonn 2. Vertreter im Wirtschaftsaus​schuß.



Vergabeausschuß:

Für das ausgeschiedene Ratsmitglied Reimer Tewes wird  Ratsherr Heinz Malonn Mitglied im Vergabeausschuß.



Schulausschuß:

Anstelle von Ratsherr Gerd Rogacki wird Ratsherr Jörg Jaehnike Mitglied im Schulausschuß.



Finanzausschuß:

Für das ausgeschiedene Ratsmitglied Reimer Tewese wird Ratsherr Heinz Malonn 1. Vertreter im Finanzausschuß.



Rechnungsprüfungsausschuß:

Für das ausgeschiedene Ratsmitglied Reimer Tewes wird Ratsherr Jörg Jaehnike 2. Vertreter im Rechnungsprüfungsausschuß.



Sportausschuß:

Für das ausgeschiedene Ratsmitglied Reimer Tewes wird Ratsherr Jörg Jaehnike 3. Vertreter im Sportausschuß.



Umlegungsausschuß:

Für das ausgeschiedene Ratsmitglied Reimer Tewes wird Ratsherr Jörg Jaehnike Vertreter im Umlegungsausschuß.

Ausschuß für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte:

Ratsherr Jörg Jaehnike wird ordentliches Mitglied im Ausschuß für



Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte.



Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

10. Betreff:  Konzept zur Förderung des Führungskräfte-            - Drs. 785 ​nachwuchses der Landeshauptstadt Kiel             


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling

Diese Vorlage ist bereits im Rahmen der Haushaltsberatungen behandelt


worden.


Beschluß:  siehe dort

11. Betreff:  Neufassung der Richtlinien über die Gewährung        - Drs. 786 ​




von Fortbildungshilfen                            


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling

Antrag:  Die "Richtlinien über die Gewährung von Fortbildungshilfen" - Anlage 2 zu dieser Vorlage - werden beschlossen.


Beschluß:

Nach Antrag - einstimmig -

12. Betreff:

Beitritt zu der zentralen Beihilfekasse              - Drs. 787 -


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling

Antrag:  Die Landeshauptstadt Kiel beantragt die Aufnahme in die Beihilfe​kasse der Versorgungsausgleichskasse der Kommulanverbände in Schleswig-Holstein und überträgt ihr nach Aufnahme

a) die Gewährung von Beihilfeleistungen an Beschäftigte und Ver​sorgungsempfänger der Landeshauptstadt Kierl nach den beamten​und tarifrechtlichen Vorschriften und

b) die Gewährung von Leistungen der freien Heilfürsorge nach den entsprechenden Bestimmungen des landes Schleswig-Holstein für die Beamtern des einsatzdienstes der Berufsfeuerwehr

zum nächstmöglichen Zeitpunkt zu den in der Begründung dieses Be​schlusses genannten Bedingungen.


Beschluß:

Nach Antrag - einstimmig -

13. Betreff:

Wahl einer Schiedsfrau                               - Drs. 788 -


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling


Antrag:


Für die Dauer von fünf Jahren wird im Bezirk Holtenau zur





Schiedsfrau (18) gewählt:





Hildegard Langenfeld





Richterstraße 21 a





24159 Kiel


Beschluß:

Nach Antrag - einstimmig -

14. Betreff:

Überplanmäßige Ausgabe bei der HHSt. 023.655         - Drs. 789 -

hier: Genehmigung einer Eilentscheidung           







des Magistrats                              


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling

Antrag: Bei der Haushaltsstelle 023.655 - Sachverständigen-, Gerichts- und ähnliche Kosten - wird einer sofortigen überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 30.000,-- DM zugestimmt. Die Ausgabe wird gedeckt durch Sperrung von 30.000,-- DM bei der Haushaltsstelle 023.641 - Haft​pflichtschadensleistungen einschließlich Umlagen für Haftpflicht​schadensausgleich.


Beschluß:

Nach Antrag - einstimmig -

15. Betreff:

Gründung einer Wirtschaftsförderungsgesellschaft     - Drs. 790 -





Kiel


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling


Antrag:  Der Gründung einer Wirtschaftsförderungsgesellschaft Kiel wird mit


folgenden Eckpunkten zugestimmt.

Für die Wirtschaftsförderungsgesellschaft sollen zunächst vorran-


gig folgende Aufgabenschwerpunkte gesetzt werden:


- Bestandspflege

-  Erwerb/Verkauf, An-/Vermietung, An-/Verpachtung von Grundstücken und Gebäuden auf eigene Rechnung oder im Auftrag der Stadt.

-  Erschließung von Gewerbe- und Industriegrundstücken auf eigene Rechnung

-  Vermarkung aufgegebener Gewerbestandort. 

Die Möglichkeit , später evtl. weitere Aufgabenfelder einzube​ziehen (z.B. Parkraumbewirtschaftung) ist gegeben, ebenso die spätere Einbeziehung oder Kooperation mit anderen Gesellschaf​ten, die die Ziele der Wirtschaftsförderung unterstützen (z.B. KITZ, NTC, KSS, Beschäftigungs- und Qualifizierungsgesellschaf​ten).

-  Errichtung und Betreibung von Gewerbehöfen.

Gesellschafter der Wirtschaftsförderungsgesellschaft Kiel können sein:

-  Landeshauptstadt Kiel

-  IHK, Kreishandwerkerschaft, Kreditinstitute, Gewerkschaften und Unternehmensverband

-  Darüber hinaus soll eine Option für die Aufnahme weiterer Ge​sellschafter aus dem Umland der Region (Gebietskörperschaften, Institutionen) bestehen.

Bei Vorlage des Gesellschaftervertrages sollen folgende Prüfungen vorgenommen sein:

-  Vorlage eines Konzepts über die Verflechtung der Wirtschaftsför​derungsgesellschaft mit dem KITZ.

-  Vorlage eienr Bewertung mit den Vor- und Nachteilen einer GmbH nach dem neuen Standortsicherungsgesetz vom 178.09.1993 und ei​ner GmbH ohne diese rechtlichen Bindungen auch unter Einbezie​hung steuerrechtlicher Fragen - Steuerersparnis, Steueroptimie​rungsmöglichkeiten.

-  Entwurf eines Wirtschaftsplanes sowie Eckpunkte für eine 5-jäh​rige Finanzplanung entsprechend § 102 (4) GO.

-  Darstellung der Abwicklung und der möglichen Konsequenzen für das Amt für Wirtschafts- und Verkehrsförderung und für das Lie​genschaftsamt einschließlich der personalwirtschaftlichen und haushaltsmäßigen Auswirkungen.

-  Vorlage eines mit dem Personalrat abgestimmten Personalkonzepts, in dem die Probleme durch Übernahme oder Umsetzung betroffener Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter geklärt sind.

-  Wirtschaftliche und rechtliche Bewertung der Liegenschaftspro​blematik unter 2 Gesichtspunkten:

a) Die GmbH erhält städtische Gewerbegrundstücke als Sachleistung zur Kapitaleinlage und vermarktet sie




im eigenen Namen.

b) Die GmbH vermarktet städt. Gewerbegrundstücke lediglich



im Auftag der Stadt.

Weitere Eckpunkte bzw. Vorgaben sollen im Gesellschaftsvertrag angemessen berücksichtigt werden:

Rechtsform:

Als für den Unternehmenszweck geeingete Rechtsform wird die GmbH angesehen, da sie eine flexible Gestaltung des Vertrages ermög​licht und für die Landeshauptstadt Kiel eine gemeinderechtlich zulässige Beteiligungsform darstellt.

Zur Finanzierung der Gesellschaft:

-
 Die WFG ist mit einem angemessenen Gründungskapital zu



versehen. 



Erforderlilch ist eine Stammeinlage in bar.

-
 Über eine mögliche Sacheinlage der Stadt in Form von gewerb-

lichen Liegenschaften wird erst nach Abschluß der vorgenann​ten Prüfungen entschieden.

-
 Der Anteil der Gesellschafterin LH Kiel muß mindestens 50,1 %



betragen.

-
 Eine Begrenzung der Nachschußpflicht der Gesellschafter ist



vertraglich zu vereinbaren.

-
 Die Vermarktung von gewerblichen Liegenschaften der Stadt

durch die Gesellschaft (auf eingene Rechnung oder im Namen der Stadt) ist in einem von der Ratsversammlung zu beschlie​ßenden Geschäftsbesorgungsvertrag gesondert zu regeln.

Organe der Gesellschaft

Die Gesellschaft soll folgende Organe haben:

Geschäftsführung 

Aufsichtsrat 

Gesellschafterversammlung 

Kuratorium 

-
Geschäftsführung

Die Gesellschaft soll einen Geschäftsführer und einen stellvertretenden Geschäftsführer haben.


Der Geschäftsführer ist vom Aufsichtsrat im Einvernehmen mit


der Stadt zu bestellen.


Der Geschäftsführer soll in Personalunion zugleich Geschäfts-


führer des KITZ sein.

Der Rahmen, in dem der Geschäftsführer für einzelne Geschäfte

der Zustimmung bedarf, ist im Gesellschaftervertrag festzule-


gen.

-
Aufsichtsrat


Es ist ein Aufsichtsrat zu bilden (entsprechend § 102 (1) G0),


der die Geschäftsführung beraten und überwachen soll.

-  Der Aufsichtsrat hat gegenüber der Geschäftsführugn ein Weisungsrecht.

-  Der Aufsichtsrat soll je nach Zahl und Beteiligung der Ge​sellschafter aus bis zu 12 Mitgliedern bestehen. Die Lan​deshauptstadt Kiel muß mehrheitlich im Aufsichtsrat vertre​ten sein.

Von den von der Ratsversammlung zu benennden Vertretern sollen zwei hauptamtliche Dezernenten sein (Wirtschaftsde​zernent und Oberbürgermeister bzw. Kämmerer). Die Mitglie​der des Aufsichtsrats erhalten für ihre Tätigkeit keine Vergütung.





- Gesellschafterversammlung

Die Zuständigkeit der Gesellschafterversammlung soll im we​sentlichen den gesetzlichen Mindestanforderungen (Satzungsän​derung, Aufnahme neuer Gesellschafter, Entlastungen, Auflö​sung) entsprechen.





- Kuratorium

Als Beratungs- und Unterstützungsgremium soll ein Kuratorium gebildet werden, in dem Persönlichkeiten aus Wissenschaft, Wirtschaft und Gesellschaft Anregungen für eine erfolgreiche Arbeit gewährt.

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, bis zur Sondersitzung des Wirtschaftsauschusses am 08.02.1994, mit potentiellen Gesell​schaftern einen Gesellschaftsvertrag auszuhandeln, der diese Eckpunkte berücksichtigt.





Beschluß: Nach Antrag - einstimmig - bei 2 Enthaltungen

16. Betreff:  Außerplanmäßige Ausgaben bei den Haushaltsstellen    - Drs. 795 ​114.001.9350 und 114.002.941                      

hier: Genehmigung einer Eilentscheidung           







des Magistrats                              


Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer


Antrag:  Folgende Entscheidung des Magistrats wird genehmigt:

Zugestimmt wird den außerplanmäßigen Ausgaben bei den Haushalts​stellen 114.001.9350 - Beschaffung eines Veterinärmobils - und 114.002 - Errichtung eines Tierpferches. 

Die Mehrtausgaben werden gedeckt durch Einsparungen in Höhe von 125.000 DM bei der Haushaltsstelle 75.107.964 - Nachrüstung der Abgasreinigungsanlage im Krematorium


Beschluß:

 Nach Antrag - einstimmig -                       

17. Betreff:  2. Nachtragsbewirtschaftungsplan 1992/93             - Drs. 812 



​der Bühnen der Landeshauptstadt Kiel              


Berichterstatter:  Bürgermeister Zimmer


Antrag:

Dem als Anlage beigefügten 2. Nachtragsbewirtschaftungsplan




1992/93 der Bühnen der Landeshauptstadt Kiel wird zugestimmt.


Beschluß:

Keine Beratung, da kein Sachbeschluß im Magistrat 

18. Betreff:

Überplanmäßige Ausgabe für Wasser-, Gas- und
- Drs. 811 -

Strombezug im Schiffahrtsmuseum                   


Berichterstatter:  Stadträtin Lentz

Antrag: Zustimmt wird der Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe bei der Haushaltsstelle 321.542 - Wasser-, Gas- und Strombezug - bis zu ei​ner Höhe von





                          14.700,00 DM.

Die überplanmäßige Ausgabe wird durch folgende Mehreinnahme gedeckt:



300.131       - Verkaufserlöse -
400,00 DM

Weiterhin wird sie durch folgende Minderausgaben gedeckt:

300.540  - Grundsteuern und sonstige Grundstücksabgaben 
4.500,00 DM 300.6431 - Beiträge zur Künstlersozialkasse 
1.500,00 DM



323.542  - Wasser-, Gas- und Strombezug 
2.200,00 DM



346.542  - Wasser-, Gas- und Strombezug 6.100,00 DM

14.700,00 DM ============


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

19. Betreff:

Überplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle
- Drs. 820 -

470.718 - Werk- und Betreuungsstätte für          

Körperbehinderte GmbH                             


Berichterstatter:  Stadtrat Raupach

Antrag:  Zugestimmt wird einer überplanmäßigen Ausgabe bei der Haushalts​stelle 470.7018 in Höhe von 5.800,00 DM. Die Deckung wird durch entsprechende Kürzung bei der Haushaltsstelle 470.7013 - An ver​schiedene Organisationen für Einzelfahrten im Rahmen des Not- und Fahrdienstes für Behinderte - vorgenommen.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -                       

20. Betreff:

Überplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle
- Drs. 821 -

440.750 - Leistungen an Kriegsopfer und ähnliche  Anspruchsberechtigte                              


Berichterstatter:  Stadtrat Raupach

Antrag:  Zustimmt wird einer überplanmäßigen Ausgabe bei der Haushaltsstel​le 440.750 in Höhe von 264.900,00 DM. Die überplanmäßige Ausgabe wird wie folgt gedeckt:




(Mehr-)Einnahmen und Erstattungen bei 440.240 =     103.218.00 DM




(Mehr-)Erstattung durch den Bund bei 440.160  =     129.346,00 DM




Minderausgaben bei HHSt. 36.7011




- Patenschaft Tilsit -
3.000,00 DM

Minderausgaben bei HHSt- 470.7028 - An die Gemeindepflegestationen/ 

Sozialstationen in Kiel -
 29.336,00 DM




zusammen     =
264.900,00 DM








=============


Beschluß:


Nach Antrag - einstimmig -

21. Betreff:  Bestellung von Vertretern der Stadt für den
  - Drs. 819 -





Aufsichtsrat der KIBA-GmbH


Berichterstatter:  Stadtrat Dr. Kirschnick


Antrag:
1. Für den Vorsitz im Aufsichtsrt wird auf Vorschlag des Magistrats






Stadtrat Schroedter bestellt.




2. Auf Vorschlag der Fraktion werden folgende Aufsichtsratsmitglie-






der






a) Frau/Herr






b) Frau/Herr






bestellt.

Die Dringlichkeit wurde bei der Genehmigung der Tagesordnung anerkannt. Stadtrat Dr.   K i r s c h n i c k   (CDU) trägt vor, gemäß Beschluß des Magistrats vom 15. Dezember 1993 sind folgende Namen in Ziffer 2. des An​trages einzufügen:


"a) Herr Dr. Jens Haass (SPD)



b) Herr Arno Witt (CDU)


Beschluß über Drs. 819 einschl. der vorgetragenen Ergänzug:


Einstimmung bei 3 Enthaltungen

22. Betreff:  Ausbau von Kindertageseinrichtungen
  - Drs. 810 -


Berichterstatter:  Stadtrat Schroedter

Antrag:  1. Die Verwaltung wird beauftragt, die sächlichen und organisato​rischen Voraussetzungen für die Anmietung einer von der Woh​nungsbaugesellschaft (WOBAU) zu errichtetenden Kindertagesstät​te mit 100 Plätzen in der Vaasastraße in Mettenhof zu schaffen.

Die Trägerschaft soll der Arbeiterwohlfahrt, Kreisverband Kiel, übertragen werden.

2. Die Verwaltung wird beauftragt, die sächlichen und organisato​rischen Vorassetzungen für die Anmietung einer von der Kieler Wohnungsbaugesellschaft (KWG) zu errichtenden Kindertagesstät​te mit 100 Plätzen auf dem Gelände der ehemaligen Pickertka​serne in Gaarden zu schaffen.

Die Trägerschaft soll dem Diakonischen Werk, Kiel, übertragen werden.


Beschluß:


Nach Antrag - einstimmig -                       

23. Betreff:

Überplanmäßige Ausgabe für den Kauf oder für         - Drs. 792 -

das Leasen eines LKW                              


Hierzu liegt keine Vorlage vor.


Der Dezernent hat den Tagesordnungspunkt zurückgezogen.

24. Betreff:

Bebauungsplan Nr. 841 für das Baugebiet Kiel-        - Drs. 797 -





Gaarden, westliches Hörnufer, südlich "Haken",    

beiderseits der Werftstraße, zwischen "Zur Fähre" 

und Karlstal - westlicher Verlängerung Karlstal   


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag:  Für das Baugebiet Kiel-Gaarden - zentraler Bereich "Nord", westli​ches Hörnufer, südlich "Haken", beiderseits der Werftstraße zwi​schen "Zur Fähre" und Karlstal - westliche Verlängerung Karlstal wird die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 841 beschlossen.

Das Baugebiet ist in dem beigefügten Übersichtsplan gekennzeich​net.


Beschluß:

Nach Antrag - mit Mehrheit-

25. Betreff:

Bebauungsplan Nr. 748 für das Baugebiet Kiel-        - Drs. 798 -

Elmschenhagen, zwischen Richtweg und Maria-       

Magdalenen-Kirche, östlich der Bebauung Haselbusch

beiderseits Dornbusch, Im Dorfe und Dorfstraße,   

südlich Jettkorn, westlich Rüsterstraße, nördlich Elmschenhagener Allee sowie Aufhebung der Bebauung Bebauungspläne Nr. 173 - teilweise -, Nr. 174 und Nr. 712 - teilweise  - (Entwurfsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: a) Für das Baugebiet Kiel-Elmschenhagen, zwischen Richtweg und Ma​ria-Magdalenen-Kirche, östlich der Bebauung Haselbusch, beider​seits Dornbusch, Im Dorfe und Dorfstraße, südlich Jettkorn, westlich Rüsterstraße, nördlich Elmschenhagener Allee wird der Bebauungsplan Nr. 748 entsprechend dem in der Sitzung aushängen​den Plan als Entwurf beschlossen.

b) Gleichzeitig wird aus dem Bebauungsplan Nr. 173 (Baugebiet: Kiel-Elmschenhagen, Bundesbahnstrecke Kiel - Lübeck, Schlehen​kamp, Dorfstraße, Elmschenhagener Friedhof) der räumliche Teil​bereich Schlehenkamp, Dorfstraße, Im Dorfe, Haselbusch, Bundes​bahnstrecke Kiel-Lübeck, Ginsterbusch entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Entwurf aufgehoben.

c) Gleichzeitig wird der in der Sitzung aushängende Bebauungsplan Nr. 174 für das Baugebiet Kiel-Elmschenhagen, Preetzer Chaussee, Rüsterstraße, Elmschenhagener Allee, Dorfstraße als Entwurf aufgehoben.

d) Gleichzeitig wird aus dem Bebauungsplan Nr. 712 (Baugebiet: Kiel-Elmschenhagen, zwischen der Straße Haselbesuch und der Bun​desbahnlinie Kiel - Lübeck, westlich des Gemeindezentrums der ev.-luth. Kirchengemeinde) der räumliche Teilbereich für die Grundstücke Haselbusch 46a und 48 sowie im Dorfe 9 und 11 ent​sprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Entwurf auf​gehoben.


Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

26. Betreff:

Überplanung des Hafenvorfeldes im Olympiahafen       - Drs. 800 -





Kiel-Schilksee - Aufhebung des Planungsbeschlusses

zur Änderung des Bebauungsplanes 361              


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Der Bebauungsplan wird nicht zur Überplanung des Hafenvorfeldes im Olympiazentrum Schilksee geändert. Der Beschluß der Ratsversammlung vom 16.01.1992 wird aufgehoben.

Im Magistrat bestand am 15.12.1993 Einvernehmen, daß der B-Plan nicht wei​terbearbeitet werden soll und die Verwaltung nicht weiter mit der Angele​genheit befaßt wird.


Zurückgezogen

27. Betreff:

Überplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle       - Drs. 801 -





600.621 - Bauverwaltungsamt; Bodensanierung auf   

städtischen Grundstücken                          


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Bei der Haushaltsstelle 600.621 - Bauverwaltungsamt; Bodensanierung auf städtischen Grundstücke - wird einer überplanmäßien Ausgabe von 75.000,00 DM zugestimmt.

Die Ausgabe wird gedeckt durch Mehreinnahmen in gleicher Höhe bei der Haushaltsstelle 601.157 - Hochbauamt, Planungs- und Baulei​tungskosten.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -                       

28. Betreff:

Überplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle 58.   - Drs. 802 -





58.542 - Öffentliche Grün- und Parkanlagen;       

Wasser-, Gas- und Strombezug                      


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag:  Bei der Haushaltsstelle 58.542 - öffentliche Grün- und Parkanla-

gen; Wasser-, Gas- und Strombezug - wird einer überplanmäßigen Ausgabe von 50.000,00 DM zugestimmt.

Die Ausgabe wird gedeckt durch Mehreinnahmen in gleicher Höhe bei der Haushaltsstelle 601.157 - Hochbauamt, Planungs- und Baulei​tungskosten.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

29. Betreff:

Fahrplanmäßige Einschränkungen der Buslinie 5        - Drs. 855 -




der KVAG                                          


Antragsteller:   Beirat für Seniorinnen und Senioren in Kiel

Antrag:  Die Ratsversammlung möge beschließen, den Magistrat zu beauftra-

gen, daß der Vorstand der KVAG veranlaßt wird, die Busverbindung der Linie 5 in den Abendstunden ab 19.00 Uhr so zu verstärken, daß ältere Menschen nicht genötigt sind, am Bahnhof Kiel bis zu einer Stunde auf den Bus nach Suchsdorf zu warten.


Beschluß:     A b g e l e h n t  - mit Mehrheit -

30. Betreff:  Projektzuschuß für die Arbeitsgemeinschaft           - Drs. 844 ​"Frauennachtfahrten"                              


Berichterstatter:  Stadtrat Dr. Kirschnick

Antrag:  Zugestimmt wird der Leistung einer außerplanmäßigen Ausgabe in Hö​he von 29.500 DM bei der HHSt. 791.7174 mit der Bezeichnung "Pro​jektzuschuß Arbeitsgemeinschaft Frauennachtfahrten".




Die Ausgaben werden für übertragbar erklärt.

Die Ausgabe wird gedeckt durch gleichhohe Einsparungen bei der HHSt. 493.7893 - Zuschuß zum Projekt Frauennachtfahrtmöglichkeiten -.




Die Ausgaben der HHSt. 493.7893 werden für übertragbar erklärt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

31. Betreff:  Genehmigung von Entscheidungen des                   - Drs. 841 ​Oberbürgermeisters gem § 82 GO                    


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling


Antrag:

Den in der anliegenden Liste aufgeführten Entscheidungen gem.





§ 82 GO in Höhe von insgesamt 93.300,00 DM wird zugestimmt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

32. Betreff:  Kontogebühren                                        - Drs. 842 ​




hier: Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe      


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling

Antrag:  Bei der Haushaltsstelle 031.6582 - Kontogebühren - wird der Lei-

stung überplanmäßiger Ausgaben von 100.000,00 DM zugestimmt. Der Betrag wird durch Mehrheinnahmen von 45.000,00 DM bei der Haus​haltsstelle 031.261 - Säumniszuschläge, Stundungs- und Verzugs​zinsen - und von 15.000,00 DM bei der Haushaltsstelle 031.167 ​Erstattung von übrigen Bereichen - und Minderausgaben von 40.000,00 DM bei der Haushaltsstelle 034.841 - Sonstige Finanz​ausgaben - gedeckt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

33. Verschiedenes


Wortmeldungen liegen nicht vor.

1. Stellv. Stadtpräsident Dr.   R e i m e r s   (CDU) wünscht allen Anwesenden ein geruhsames Weihnachtsfest und ein friedliches neues Jahr und teilt mit, daß die nächste Sitzung der Ratsversammlung am 20. Januar 1994 stattfindet.



Stadtpräsidentin             1. Schriftführer           2. Schriftführer

1. Stellv.                   1. Stellv.                 2. Stellv. Stadtpräsident                  Schriftführer              Schriftführer

Protokollführer

